1 | 5 — i 55 1 1 4 
Geſetz-Sammlung | 
für die ; | ıl 

| 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(No. 1812.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27. Juni 1837., betreffend das Verbot des Ver⸗ r ee. u ee, e, 1 


| kehrs mit Promeſſen zu den Prämienſcheinen der Seehandlung, oder zu ae. 297 205 26 
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| 
I 


Anleihen. Sage, n, eee. Jar || 


| 
No. 16. 2 | 
| 
| 


| vi , BE 
Au Ihren Bericht vom 31. v. M. erklaͤre Ich Mich voͤllig damit einderſtan⸗ 77 7 en 4 SM 
den, daß der bisher von Privatperſonen des In⸗ oder Auslandes unternoammene? . 
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Verkauf ſogenannter Promeſſen zu den Praͤmienſcheinen der Seehandlung, , ß N 
zu auslaͤndiſchen, mit einer aͤhnlichen Praͤmienverlooſung verbundenen Staats⸗⸗ en. Ye nm | 
Anleihen, in Meinen Staaten nicht geſtattet werden darf, vielmehr jeglicher Berry ku «m a || 
kehr mit ſolchen Papieren, ſowohl ruͤckſichtlich der Verkaͤufer als der Käufer, . b . an , 
oder ſonſtiger Beſitzer derſelben, überall nach den beſtehenden Strafgeſetzen wider 35 1 
das verbotene Lotterieſpiel zu beurtheilen iſt. Niemand darf nach erfolgter Pu⸗ z . A 

blikation dieſer Meiner Order dergleichen Promeſſen noch ferner verkaufen, und „„ 


kein dieſſeitiger Unterthan ſolche mehr erwerben. Wer ſich gegenwärtig im Be⸗ — —- er | 
ſic von Promeſſen, die durch Verlooſung noch nicht erfediget find, befindet, muß , 
ſolche ſofort und ſpaͤteſtens binnen acht Tagen nach dieſer Publikation der Po⸗ , e e , 
lizeibehoͤrde ſeines Wohnorts vorzeigen, damit dieſelbe ſeinen Namen, die , 
zeigung und den Tag, an welchem fie erfolgt iſt, darauf vermerke, und fie mit" 
ſolchem Vermerke zum weitern eigenen Gebrauch ihm zuruͤckgebe. Wer nad zer. yr. 2”. 
Ablauf der achttaͤgigen Friſt im Beſitz von Promeſſen, die nicht auf dieſe Weiſe a mee ee eee, 
bezeichnet find, gefunden wird, hat die Vermuthung des ſpaͤtern Erwerbes gegen/ = e e ae ee, 
ſich und verfällt bei Ermangelung des Gegenbeweiſes in die geſetzliche Strafe. e, eee, 
Sie haben dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung bekannt machen zu laſſen. eee, fer gi, , 
Berlin, den 27. Juni 1837. u. eee Ay e DI eee, l Abet, lee, len mia . 7 
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An die Staatsminiſter Muͤhler, Rother und Grafen v. Alvensleben , ee, 
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| (No. 1813.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 17. Juli 1837., betreffend die Umwandlung und | 
ä 33 28 Vollſtreckung der von Civilgerichten gegen gemeine Soldaten vor ihrer Ein⸗ 

. „ . IE Be ſtellung erkannten rechtskräftigen Gefängnißſtrafen. 


3 Uluf den Bericht des Militair⸗Juſtizdepartements vom 7. d. M. erkläre Ich 
bieten mit Nuͤckſicht auf den $. 575. der Kriminalordnung und den Schluß des 
e ae Fu 5Iſten Kriegsartikels damit einverſtanden, daß, wenn Leute vor Vollſtreckung 
| VO re een einer wider fie vom Civilgericht erkannten rechtskraͤftigen Gefaͤngnißſtrafe als ge⸗ 
e Pi an. meine Soldaten eingeſtellt worden, die Gefaͤngnißſtrafe von dem Militairgerichte 
„ gau, auf die Haͤlfte der Dauer in Mittelarreſt umzuwandeln und ohne Verzug zu 
. vollſtrecken iſt. Eine Ausnahme von dieſer Regel und die einſtweilige Entlaſſung 
und Ablieferung des zu Beſtrafenden an das Civilgericht findet nur in den Faͤl⸗ 
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ig Je e dar Aargau 
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| in — — a A 8 e G 8 
I er? len flatt, wenn die Gefängnißftrafe über drei Monate hinausgeht und danach 


8 rn eee, das Maaß eines ſechswoͤchentlichen Mittelarreſtes uͤberſteigen würde. 
ERCP Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
„ ee niß zu bringen und nach deren Inhalt zu verfahren. N 

* Teplitz, den 17. Juli 1837. 
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An das Militair⸗Juſtizdepartement. 


(No. 1814.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20. Juli 1837., betreffend die Wiederherſtellung 

der bei dem Brande des Städtchens Seidenberg im Jahre 1834. vernich⸗ 
teten Grundakten, und die Amortiſation der dabei verloren gegangenen Do- 
kumente. g 


Seidenberg in der Oberlauſitz ein großer Theil der Grundakten des dortigen 
ſtandesherrlichen Gerichtsamts von Seidenberg und Alt⸗Seidenberg uͤber Grund⸗ 
ſtuͤcke, deren Hypothekenweſen noch nicht vollſtaͤndig regulirt war, und mehrere 
Hypotheken⸗Inſtrumente verloren gegangen, in ſolchem Falle aber nach $. 3. 
Titel 4. der Hypotheken⸗Ordnung beſondere Anweiſungen erforderlich find, fo 
beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 30. Juni d. J.: 
1) Alle diejenigen, denen auf ſolche, der Gerichtsbarkeit des vorgedachten 0 
Gerichtsamts unterworfene Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, worüber die 
f Grund⸗ 


D bei dem am 17. September 1834. ſtattgehabten Brande des Städtchens | 
| 
| 


„„ 


Grundakten vernichtet ſind, Eigenthums⸗, Hypotheken⸗ oder andere Real⸗ 


rechte oder Anſpruͤche zuſtehen, ſollen durch eine in die Amts⸗ und In⸗ 
telligenzblaͤtter der Regierung zu Liegnitz dreimal (monatlich einmal) ein⸗ 
zuruͤckende und an der Gerichtsſtelle auszuhaͤngende Vorladung oͤffentlich 
aufgefordert werden, ihre Rechte oder Anſpruͤche innerhalb einer dreimo⸗ 
natlichen Friſt, deren Ablauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, 
bei dem vorgedachten Gerichtsamte anzumelden und nachzuweiſen. 


2) Wer dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, behält zwar feine Rechte ger 


gen die Perſon ſeines Schuldners und deſſen Erben, er kann ſich auch 

an das ihm verhaftete Grundſtuͤck halten, ſo lange ſich ſolches noch in 

den Haͤnden ſeines Schuldners oder deſſen Erben befindet, er verliert 

aber, ſo weit der Schuldner das Recht oder den Anſpruch nicht ſelbſt 

zur Eintragung angemeldet, oder wenn der Richter aus andern Doku⸗ 

menten davon Kenntniß erhielt, ſolche nicht anerkannt und deren Eintra⸗ 

gung bewilligt hat, | 

a) fein Realrecht in Beziehung auf jeden Dritten, der im redlichen 
Glauben an die Richtigkeit des Hypothekenbuchs, nach deſſen Ein⸗ 
richtung, das Grundſtuͤck oder die Gerechtigkeit erwirbt, 

b) ſein Vorzugsrecht in Beziehung auf alle uͤbrige Realberechtigte, de⸗ 
ren Hypotheken oder andere Real⸗Anſpruͤche vor den ſeinigen ange⸗ 
meldet und demnaͤchſt zur Eintragung geeignet befunden ſind, 


und haftet zugleich fuͤr jeden von ſeinem Dokumente ſpaͤterhin gemachten 


3) 


4 


— 


Mißbrauch und den dadurch und aus der Nichtbefolgung der an ihn er⸗ 
gangenen Aufforderung entſtandenen Schaden. 

Dieſe Folgen find in der öffentlichen Aufforderung zu 1. den Aus⸗ 
bleibenden anzukuͤndigen. ö i 
Die Intereſſenten ſollen bei dieſem Aufgebote und bei der Wiederherſtel⸗ 
lung der Grundakten und der vorbenannten Dokumente von allen Ge⸗ 
richtskoſten und Stempelgebuͤhren befreit ſeyn. f 
Wenn nach dieſen Vorſchriften das Aufgebot erfolgt iſt, bedarf es auch 
weiter keines beſonderen Aufgebots zur Amortiſation der bis dahin ver⸗ 
lornen, auf einen gewiſſen Inhaber lautenden, mit Rekognitionen verſe⸗ 
henen Hypotheken⸗Inſtrumente, welche die Grundſtuͤcke betreffen, die in⸗ 
nerhalb des Bezirks belegen ſind, auf welchen ſich das Aufgebot erſtreckt, 
vielmehr ſoll die Quittung oder, ſo weit der Anſpruch noch beſteht, der 
Mortifikationsſchein des Berechtigten, auch die Stelle des Praͤkluſions⸗ 
Erkenntniſſes vertreten. 5 
Bei nothwendigen Subhaſtationen, welche gegenwaͤrtig und bis zur er⸗ 
folgten Einrichtung des Hypothekenbuchs eingeleitet worden, iſt das Ge⸗ 
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richtsamt verbunden, die Aufnahme der Taxe und den Vietungstermin 
nur denjenigen Hypotheken⸗Glaͤubigern und Realberechtigten beſonders be⸗ 
kannt zu machen, deren Rechte bis zur Einleitung der Subhaſtation zu 
den neu angelegten Hypotheken⸗Akten angemeldet worden. Allen andern, 
dem Gericht noch nicht wieder bekannt gewordenen Hypotheken⸗Glaͤubi⸗ 
gern und Realberechtigten, ſo wie allen ſonſt vorhandenen unbekannten 
Realpraͤtendenten iſt in dem oͤffentlichen Subhaſtations⸗Patente die War⸗ 
nung zu ſtellen: daß bei ihrem Ausbleiben im Bietungstermine, ohne 
Ruͤckſicht auf ſie, mit dem Zuſchlage und der Vertheilung der Kaufgel⸗ 
der werde verfahren und fie mit ihren Rechten und Anfprüchen an das 
Grundſtuͤck nicht weiter werden gehoͤrt werden. 

Sie haben dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kennt⸗ 

niß zu bringen. N N 
Teplitz, den 20. Juli 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤh ler. 


